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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2023: Verbände

Zu den bedeutsamsten Ereignissen des Jahres 2023 gehörten für viele Verbände die
eidgenössischen Wahlen. Wohl am meisten Präsenz hatten dabei Economiesuisse,
Arbeitgeber-, Gewerbe- und Bauernverband, die erhebliche Mittel in ihre gemeinsame
Wahlkampagne «Perspektive Schweiz» investierten, welche zu einem
(land)wirtschaftsfreundlich zusammengesetzten Parlament beitragen sollte. Dabei
wurde insbesondere von links-grüner Seite, aber auch in Medienkommentaren und von
vereinzelten Bürgerlichen darauf verwiesen, dass der SBV und die grossen
Wirtschaftsverbände namentlich in den Themen Freihandel und Subventionen
grundlegend andere Interessen hätten, die mit der Zusammenarbeit nur notdürftig
zugedeckt und früher oder später aufbrechen würden. In den Medien wurde denn auch
unterschiedlich eingeschätzt, inwieweit der Rechtsruck im Nationalrat tatsächlich im
Sinn der grossen Wirtschaftsverbände sei, da er vor allem durch Gewinne der SVP
zustandekam, die in europa- und migrationspolitischer Hinsicht oft andere Positionen
vertritt als etwa Economiesuisse. Einig war sich die Presse indessen, dass der
Bauernverband gestärkt aus den Wahlen hervorging. Vor allem im Zusammenhang mit
den Wahlen konnte dieser gegenüber den Vorjahren auch seine Medienpräsenz
deutlich steigern (siehe Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Mit Vorwürfen sah sich im Wahlkampf der Gewerkschaftsbund (SGB) konfrontiert, weil
er den Organisationsaufwand für eine grosse Kaufkraftdemonstration kurz vor den
Wahlen nicht als Wahlkampfkosten gemäss der neuen Transparenzgesetzgebung zur
Politikfinanzierung deklariert hatte. Der SGB legte sein Budget für die Demonstration
daraufhin rasch offen, stellte sich aber auf den Standpunkt, es habe sich nicht um eine
Wahlkampfveranstaltung gehandelt. Scharfe Kritik handelte sich sodann die
Kampagnenorganisation Campax ein, als sie im Wahlkampf einen Aufkleber verbreitete,
auf dem die SVP und die FDP mehr oder weniger explizit als «Nazis» bezeichnet
wurden. Campax änderte das Sujet daraufhin ab, doch der Vorfall führte zu erneuten
bürgerlichen Forderungen, die Regeln für politische Kampagnenaktivitäten von staatlich
unterstützten NGOs zu verschärfen.

Mehrere Verbände mussten sich im Berichtsjahr mit bedeutenden internen Konflikten
auseinandersetzen. Im Schweizer Tierschutz (STS) eskalierten Diskussionen um
Spesenabrechnungen und Führungsstil zu einem heftigen Machtkampf zwischen der
Präsidentin und einem Teil der übrigen Vorstandsmitglieder. Stärker politisch
aufgeladen war ein Machtkampf zwischen konservativen und progressiven Kräften in der
Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG), in dessen Zug der Vorstand alle
Neueintritte bis 2024 sistierte, um einen befürchteten «Putsch» an der
Mitgliederversammlung zu verhindern. Auch beim Konsumentenforum entbrannte ein
Konflikt mit stark politischer Note, indem ein Vereinsmitglied der Verbandsspitze
vorwarf, auf Kosten der Konsumentinnen- und Konsumenten-Interessen eine Kaperung
der Organisation, insbesondere durch Wirtschaftsverbände, zu orchestrieren. Beim
Hauseigentümerverband (HEV) war dessen Nein-Kampagne zum Klimagesetz Auslöser
für interne Auseinandersetzungen und zahlreiche, teilweise prominente
Verbandsaustritte. Zu einer Zerreissprobe kam es sodann bei der Frauen-
Dachorganisation Alliance F, als deren Spitze sich im März im Parlament zugunsten der
BVG-Reform einsetzte. Als Reaktion sistierten die SP Frauen zunächst ihre
Verbandsmitgliedschaft und prüften unter anderem den Aufbau einer neuen, linken
Frauen-Dachorganisation. Schliesslich entschieden sie jedoch, unter bestimmten
Bedingungen vorerst doch bei Alliance F zu bleiben.

Beim Gewerbeverband (SGV) fielen Auseinandersetzungen um die politische
Ausrichtung des Verbands derweil mit einem Personalgeschäft zusammen, das dem
Verband deutlich mehr mediale Aufmerksamkeit bescherte als in den Vorjahren (siehe
Abbildung 2): Als Nachfolger des langjährigen Verbandsdirektors Hans-Ulrich Bigler
wurde zunächst Henrique Schneider gewählt, aufgrund einer Plagiatsaffäre wurde
Schneiders Wahl jedoch noch vor dessen Amtsantritt widerrufen. So wählte der SGV mit
Urs Furrer letztlich einen Verbandsdirektor, von dem die Medien einen moderateren
Kurs erwarteten als von Bigler und Schneider. Reibungsloser ging die Neubesetzung von
Spitzenposten in einer Reihe anderer Verbände über die Bühne, so beim
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Arbeitgeberverband, bei der Syna, beim VPOD, beim Versicherungsverband, bei
Curafutura, bei der Bankiervereinigung, bei Avenir Suisse und bei Auto Schweiz.

Grössere strukturelle Veränderungen gab es in der Schweizer Verbandslandschaft
2023 kaum. Mit «Cinéconomie» wurde eine neue Allianz von Interessenorganisationen
der Filmwirtschaft gegründet. Die Bankiervereinigung konnte die Rückkehr von
Raiffeisen in den Verband verzeichnen, wohingegen der Krankenkassenverband
Curafutura den Austritt der KPT hinnehmen musste.

Mediale Aufmerksamkeit für eigene inhaltliche Forderungen erzielte der
Arbeitgeberverband mit einem Papier zum Fachkräftemangel, in dem er unter anderem
längere und flexiblere Arbeitszeiten forderte, was starke Kritik von den Gewerkschaften
provozierte. Der Mieterinnen- und Mieterverband forderte in der Diskussion um die
steigenden Mieten insbesondere staatliche Mietzinskontrollen gegen missbräuchliche
Mieten und deutlich mehr gemeinnützigen Wohnungsbau. Auch verschiedene
Gruppierungen der Klimabewegung versuchten, Aufmerksamkeit für ihre Anliegen zu
generieren, wobei sie wie in den Vorjahren wiederum zu teilweise umstrittenen
Aktionsformen griffen. 1

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Die NZZ berichtete im Frühjahr 2022 von tiefgehenden Konflikten zwischen
Santésuisse und Curafutura, die «langsam Züge eines Glaubensstreits» annähmen.
Obwohl die beiden Krankenkassen-Dachverbände dieselbe Branche und somit
eigentlich dieselben Interessen verträten, lägen sie derzeit bei mehreren zentralen
gesundheitspolitischen Fragen über Kreuz. So verfolgten sie erstens bei der Reform des
Tarifs für ambulante medizinische Leistungen unterschiedliche Modelle. Zweitens
verträten sie unterschiedliche Positionen zur Kostenbremse-Initiative der Mitte-Partei.
Drittens werde das bundesrätliche Vorhaben einer «Kostensteuerung», welche bei
einem übermässigen Anstieg medizinischer Behandlungen finanzielle Korrekturen
zulasten der Ärzteschaft und Spitäler vorsieht, von Santésuisse befürwortet, von
Curafutura hingegen bekämpft. Und viertens wolle Curafutura bei Verhandlungen mit
Spitälern und Ärzteschaft eher Zugeständnisse machen, während Santésuisse hier eine
harte Linie verfolge. Nebst inhaltlichen Differenzen spielten gemäss NZZ aber nicht
zuletzt auch persönliche Animositäten eine bedeutende Rolle beim Zerwürfnis: Aus der
Zeit, als sich Curafutura 2013 von Santésuisse abspaltete, bestünden immer noch nicht
verheilte Wunden. 
Bei Gesundheitspolitikerinnen und -politikern aus allen politischen Lagern machte
sich ob dieser Streitigkeiten zunehmend Ärger über die beiden Verbände breit. So liess
sich etwa der Präsident der nationalrätlichen Gesundheitskommission (SGK-NR), Albert
Rösti (svp, BE), mit der Aussage zitieren, es sei eine «Zumutung»: Die Politik könne sich
«kein vernünftiges Bild» machen, wenn zwei Verbände, die eigentlich für dieselbe
Interessengruppe sprechen, ständig entgegengesetzte Positionen einnähmen. SP-
Gesundheitspolitikerin Barbara Gysi (SG) hatte den Eindruck, dass es den beiden
Verbänden oft gar nicht mehr nur um inhaltliche Fragen gehe, sondern darum, recht zu
behalten. Auch Ruth Humbel (mitte, AG) hatte wenig Verständnis für den Zwist und
erachtete die Spaltung in zwei rivalisierende Verbände aus derselben Branche als
«grundsätzlich unsinnig».
Ob eine Annäherung oder gar eine Wiedervereinigung zwischen den beiden
Dachverbänden in absehbarer Zeit realistisch sei, wurde von den Auskunftspersonen
der NZZ unterschiedlich eingeschätzt. Nicht zuletzt die beiden Verbände selbst nahmen
auch zu dieser Frage unterschiedliche Positionen ein: Während der Sprecher von
Santésuisse sich für eine Wiedervereinigung «grundsätzlich offen» zeigte, lehnte die
Curafutura-Sprecherin dies ab. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.05.2022
HANS-PETER SCHAUB

Josef Dittli (fdp, UR) gab im Herbst 2022 bekannt, dass er im Mai 2023 von seinem Amt
als Präsident des Krankenkassenverbands Curafutura zurücktreten werde. Er hatte
seit Januar 2018 als Präsident von Curafutura geamtet. 2023 wolle er bei den
eidgenössischen Wahlen nochmals als Urner Ständerat antreten und sich dann stärker
auf das Parlamentsmandat konzentrieren können. Curafutura starte nun die Suche nach
einer Nachfolge für ihn, da eine Wiedervereinigung mit dem zweiten grossen
Krankenkassenverband Santésuisse gemäss Dittli zwar mittelfristig wünschbar, aber bis
im Frühling 2023 ausgeschlossen sei. 3
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Das Verhältnis zwischen den Krankenkassenverbänden Santésuisse und Curafutura,
das im Frühling einen Tiefpunkt erreicht und bei Gesundheitspolitikerinnen und
-politikern aus allen Lagern für Unmut gesorgt hatte, schien sich im Herbst 2022 stark
gebessert zu haben. So berichtete die NZZ von deutlichen Zeichen der Versöhnung
zwischen den beiden Verbänden und verkündete gar schon «das Ende [der]
ungesunden Fehde».
Auf inhaltlicher Ebene konnten sich die beiden Verbände in einem alten Streitpunkt
einigen, nämlich beim Tarifsystem für ambulante Medizin. Der Kompromiss liegt in einer
Kombination der von Santésuisse und den Spitälern bevorzugten Pauschaltarife und
dem Einzelleistungstarifsystem Tardoc, das von Curafutura und dem Ärztinnen- und
Ärzteverband FMH präferiert worden war.
Über diese konkrete Frage hinaus wurden auch auf atmosphärischer Ebene neue Töne
angeschlagen. Auf der einen Seite sagte Martin Landolt (mitte, GL) nach seiner
Übernahme des Santésuisse-Präsidiums im Juni, er wolle als Brückenbauer wirken und
er spüre «ein grosses Bedürfnis nach Deblockierung» des Verhältnisses zu Curafutura.
Wenn es gelinge, in konkreten Projekten wie der Frage des Tarifsystems wieder
erfolgreich zusammenzuarbeiten, könne neues Vertrauen wachsen. Eine
Wiedervereinigung müsse nicht das Ziel sein, könne aber eine Begleiterscheinung einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit sein, «wenn das emotionale und personelle
Momentum stimmt». Im November erklärte dann Curafutura-Präsident Josef Dittli (fdp,
UR), mittelfristig sei eine Fusion der beiden Verbände anzustreben – eine Perspektive,
welche Curafutura wenige Monate davor noch abgelehnt hatte. Kurzfristig schloss Dittli
eine Fusion zwar aus, er habe aber schon erste Gespräche mit dem Santésuisse-
Präsidenten Martin Landolt dazu geführt. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.11.2022
HANS-PETER SCHAUB

Im Juni 2023 übernahm alt Ständerat Konrad Graber (mitte, LU) das Präsidium des
Krankenkassenverbands Curafutura. Er löste Josef Dittli (fdp, UR) ab, der gut fünf
Jahre lang an der Spitze des Verbands gestanden hatte.
Graber brachte reichlich Erfahrung in der Gesundheitspolitik mit in sein Amt: Er ist
ehemaliger Präsident der ständerätlichen Gesundheitskommission, und von 2001 bis
2017 war er Verwaltungsrat der CSS-Versicherung gewesen; Graber hatte also aus der
Nähe miterlebt, wie die CSS 2013 aus Santésuisse austrat und Curafutura mitgründete.
Die Medien nahmen Grabers Amtsantritt zum Anlass für Spekulationen, ob das Schisma
zwischen den beiden Krankenkassenverbänden in absehbarer Zeit überwunden werden
und eine Wiedervereinigung in einem einzigen Verband gelingen könnte. Graber
dämpfte jedoch in der Presse diesbezügliche Erwartungen: Er wolle mit Curafutura nun
zuerst die Verbandsstrategie überarbeiten und erst danach allfällige strukturelle
Konsequenzen daraus prüfen. Er verwies zudem darauf, dass schon im Vorjahr – nach
der Übernahme des Santésuisse-Präsidiums durch Martin Landolt (mitte, GL) –
Sondierungsgespräche für eine mögliche Fusion stattgefunden hätten, der Anlauf sei
aber missglückt. Die Geschäftsmodelle einzelner Versicherer seien sehr
unterschiedlich, woraus sich unterschiedliche Interessenlagen in manchen politischen
Fragen ergäben. Das Entscheidende sei ohnehin, dass die Zusammenarbeit zwischen
Santésuisse und Curafutura gut funktioniere, was derzeit der Fall sei.
Drei Monate nach seinem Amtsantritt nahm Graber in zwei Interviews mit 24heures und
der NZZ Stellung zur Entwicklung der Gesundheitskosten und der Prämienbelastung.
Dabei verwarf er die aktuellen Rezepte der grossen Parteien oder einzelner
Parteiexponentinnen allesamt, weil sie entweder falsch, unrealistisch oder zu wenig
konkret seien. Seine Kritik traf nicht nur die Idee der Zürcher Gesundheitsdirektorin
Natalie Rickli (svp, ZH) für eine Abschaffung der obligatorischen Grundversicherung, die
FDP-Forderung nach einer Wahlmöglichkeit zwischen Voll- oder Light-
Grundversicherung sowie die langjährige SP-Idee einer öffentlichen Einheitskasse,
sondern auch die Kostenbremse-Initiative seiner eigenen Partei; letztere sei zu
abstrakt. Um tatsächlich konkrete Kostensenkungen zu erzielen, gelte es primär drei
bereits aufgegleiste Reformen möglichst rasch unter Dach und Fach zu bringen: erstens
die EFAS-Reform, zweitens die Revision der Tardoc-Tarife und drittens die Förderung
von Generika gegenüber teureren Originalmedikamenten. Ein gewisses Potenzial zur
Kostensenkung räumte Graber auch bei den Krankenversicherungen selbst ein: Zu
seiner CSS-Zeit hätten die Verwaltungskosten der Versicherer noch 8 Prozent der
gesamten Gesundheitskosten ausgemacht, mittlerweile sei man bei 5 Prozent; dank
Digitalisierung und künstlicher Intelligenz liege eine weitere Senkung dieser Quote auf
3–4 Prozent drin. 
In der NZZ übte Graber schliesslich harsche Kritik an den Kantonen: Diese dächten bei
der Spitalplanung immer noch zu wenig in überkantonalen Regionen. Wenn es mit einer
freiwilligen Zusammenarbeit zwischen den Kantonen weiterhin nicht klappe, müsse
allenfalls der Bund mit einem «sanften Eingriff in den Föderalismus» intervenieren.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.06.2023
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Eher unsanft war derweil Grabers Vorschlag für den Fall, dass die Kantone ihren
Finanzierungsanteil an den Gesundheitskosten wie schon seit 25 Jahren weiter zulasten
der Prämienzahlenden reduzierten: Dann müsse man sich laut Graber «irgendwann»
gar die Frage stellen, «ob es nicht besser wäre, wenn die Kantone die Hoheit über das
Gesundheitswesen abgeben würden». 5

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Verbände
2) NZZ, 30.5., 23.6.22
3) CdT, 10.9.22; NZZ, 17.11.22
4) NZZ, 23.6., 17.11.22
5) Medienmitteilung Curafutura vom 16.5.23; NZZ, 17.5.23; 24H, NZZ, 30.8.23
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